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Im Namen der Bundesregierung beantworte ich die Kleine 
Anfrage wie folgt: 


a) Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, daß das Sanitäts- 
personal und die Sanitätsoffiziere der Bundeswehr sich an dem 
zivilen Rettungsdienst, speziell an einem Notarzt- und einem 
Hubschrauberrettungsdienst beteiligen? 

Die Bundeswehr ist grundsätzlich bereit, aber nur eingeschränkt 
in der Lage und örtlich begrenzt, sich an einem Notarzt- und 
Hubschrauber-Rettungsdienst in der Bundesrepublik Deutsch- 
land zu beteiligen. Zur Zeit beschränkt sich die Unterstützung 
der von den Ländern, Gemeinden oder Gemeindeverbänden ge- 
tragenen Rettungsdienste durch die Bundeswehr auf den fall- 
weisen Einsatz von Teilen des Sanitätsdienstes und von Luft- 
fahrzeugen im Sekundärtransport (Verlegung in Spezialklini- 
ken). Dabei ist die Zahl der Sekundärtransporte durch Hub- 
schrauber der Bundeswehr bereits verhältnismäßig groß. Für 
Primärtransporte (von der Unfallstelle zum Krankenhaus) feh- 
len jedoch in der Bundeswehr die dafür notwendigen Sanitäts- 
hubschrauber. 
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b) Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, die praktische Aus- 
bildung des Personals der Bundeswehr in der Versorgung von 
Notfallpatienten gegebenenfalls zu verändern? 


Eine Änderung der Ausbildung des Sanitätspersonals der Bun- 
deswehr für die Erstversorgung von Notfallpatienten ist nicht 
erforderlich, da sie den neuesten wissenschaftlichen Erkennt- 
nissen entspricht und laufend angepaßt wird. 


c) Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, den Einsatz von Bun- 
deswehrhubschraubern, Rettungswagen, Ärzten und Sanitäts- 
soldaten mit anderen Rettungsorganisationen in der Erstversor- 
gung von Notfallpatienten entsprechend zu koordinieren? 


Die Bundesregierung hält es unter den oben gemachten Ein- 
schränkungen für möglich, in enger Zusammenarbeit mit den 
für den Unfallrettungsdienst Verantwortlichen den Einsatz der 
Mittel zu koordinieren. 


d) Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, unter diesen Voraus- 
setzungen zunächst eine begrenzte Anzahl von Ausbildungs- 
und Rettungszentren in der Bundesrepublik Deutschland unter 
Mitarbeit der Bundeswehr einrichten zu lassen, um durch Test- 
einsätze weitere Erfahrungen für die Reorganisation des Gesamt- 
rettungsdienstes zu sammeln? 

Die Bundesregierung hält die Mitarbeit der Bundeswehr in 
3 Test- Rettungszentren für möglich, und zwar an den Bundes- 
wehrlazaretten Hamburg, Koblenz und Ulm. Hier wären zur 
Erfüllung dieser zusätzlichen Aufgabe nur geringe personelle 
Verstärkungen erforderlich. Die Bundeswehr verfügt aber auch 
an diesen Zentren nicht über Transportmittel (Rettungswagen 
und Sanitätshubschrauber) für den Primärtransport. 


e) Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, auch den Bundes- 
grenzschutz und über eine Bund-Länder-Vereinbarung die Poli- 
zeien der Länder in dieses Vorhaben mit einzubeziehen? 

Die Ausführungen zu a) bis c) treffen sinngemäß auch für den 
Bundesgrenzschutz zu. Die vorhandenen Möglichkeiten ge- 
statten jedoch eine Beteiligung an den Test-Rettungszentren 
nicht. 

Soweit bekannt ist, wirken die Polizeien der Länder bereits im 
Rahmen ihrer Möglichkeiten am Unfallrettungsdienst mit. 


In Vertretung 

Berkhan 



